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Stellungnahme der Verwaltung zum Antrag 5-2433/15-KT/1 der SPD-Fraktion vom
30.06.2015, sowie zu den diesbezüglichen Änderungsanträgen der CDU-Fraktion vom
26.06.2015 und der Fraktion DIE LINKE. zu einem Multi-Energie-Kraftwerk in Sperenberg

Dem Hauptantragsziel kann grundsätzlich gefolgt werden. Der Landkreis Teltow-Fläming sorgt sich
bereits seit einigen Jahren um die Entwicklung der ehemaligen militärischen Liegenschaften.
Entsprechende Ausrichtungen wurden nicht zuletzt durch den Kreistag im kreislichen Leitbild
beschlossen.

Der Landkreis Teltow-Fläming hat sich im Zuge der Erarbeitung des Regionalplanes bereits
geäußert und versucht,  Entwicklungsoptionen zu ermöglichen.  Zwischenzeitlich sehen wir uns
der nunmehr verfestigten übergeordneten Planungsebene des genehmigten, wenn auch noch nicht
bekannt gemachten Regionalplans gegenüber, der klare Eckpunkte hinsichtlich der
naturräumlichen und denkmalschutzrechtlichen Rahmenbedingungen setzt.

Aber auch schon vorher waren die negativen Begleiterscheinungen, die sich mit diesem Areal
verbanden, auf kommunaler Ebene deutlich wahrzunehmen. So verhinderten sie jegliche
eigenständige Flächenentwicklung im Rahmen der gesetzlich verankerten Planungshoheit, denn in
der Diskussion um die Flughafenstandortertüchtigung war das Gebiet als alternative
Vorbehaltsfläche weit über ein Jahrzehnt dem gemeindlichen Zugriff entzogen.

Umso bemerkenswerter sind die Aktivitäten der zwei unmittelbar betroffenen Gemeinden  Am
Mellensee und Nuthe-Urstromtal, die sich nach dem Entfall der Planungssperre für die künftige
Entwicklung des Geländes engagierten. Mittlerweile ist es ihnen gelungen, weitere Unterstützer für
die Projektidee eines Multi-Energie-Kraftwerks zu gewinnen. Aktuell befinden sie sich zusammen
mit den Städten Ludwigsfelde, Luckenwalde und Trebbin in der Gründungsphase einer Arbeits- und
Interessengemeinschaft. Das angestrebte Ziel ist die Öffnung der Liegenschaft für eine
ausgewogene Erschließung und Nutzung. Dieses soll durch die Koordinierung energiepolitischer,
denkmal- und naturschutzfachlicher Belange finanziell ermöglicht werden.

Mit Blick auf die Zeitschiene und den rechtlichen Rahmen einer solchen Entwicklungsabsicht sind
weder kurzfristige Ergebnisse noch eine rasche Änderung der Rechtslage realistisch anzunehmen.
Der in der Vergangenheit praktizierte Austausch zwischen den Beteiligten führte bislang zu keinem
lösungsorientierten Ansatz für eine angemessene Flächenentwicklung.

Zielführend kann somit nur die Entwicklung einer gemeinsamen Strategie unter Einbeziehung aller
relevanten Beteiligten sein, um zu einem Kompromiss (ggf. zeitlich begrenzt) zu gelangen. Dabei
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ist davon auszugehen, dass dieser Prozess möglicherweise sogar Jahre in Anspruch nehmen
wird.

Die Änderungsanträge zum Hauptantrag stellen das Ansinnen eines Multi-Energie-Kraftwerkes
nicht in Frage, sondern beziehen sich darauf. Insofern wird dem Kernziel grundsätzlich gefolgt und
das angestrebte Vorgehen präzisiert.

Die in den Änderungsanträgen dargestellten Anliegen der Fraktion DIE LINKE. zur notwendigen
Einbindung verschiedener Betroffener in einem Arbeitsgremium durch das Land als Eigentümer
sowie der CDU-Kreistagsfraktion zur vierteljährlichen Berichterstattung im Ausschuss für
Regionalentwicklung und Bauplanung sind nachvollziehbar. Dem Eigentümer kommt wegen der
Verfügungsgewalt über die Flächen eine besondere Stellung zu. Die Transparenz entspricht dem
allgemeinen Informationsbedürfnis des Kreistages über die Tätigkeit der Verwaltung im Rahmen
eines politischen Anliegens (kreisliches Leitbild).

Die Verwaltung schlägt insofern vor, diesen Anträgen und damit folgendem ergänzten
Beschlussvorschlag zuzustimmen:

„Der Kreistag unterstützt die Initiative der Kommunen Gemeinde Nuthe-Urstromtal, Gemeinde Am
Mellensee, Stadt Trebbin, Stadt Ludwigsfelde und Stadt Luckenwalde, gemeinsam mit
Industriepartnern ein Multi-Energiekraftwerk auf den Flächen der ehemaligen militärischen
Liegenschaft Sperenberg zu entwickeln.

Die Landrätin wird gebeten, die Initiative der Kommunen auf allen Ebenen zu unterstützen und zu
befördern. Dazu wird vom Land als Eigentümer der Flächen erwartet, dass ein Arbeitsgremium zur
wirtschaftlichen Entwicklung des Gebietes gebildet wird. Dieses soll neben den fachlichen Stellen
auch die betroffenen, mit Planungshoheit ausgestatteten Kommunen umfassen. Die Landrätin wird
vierteljährlich im Ausschuss für Regionalentwicklung und Bauplanung über den Stand der
Umsetzung des Projektes berichten.“

Wehlan


